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Beschluss 

 
 
 
TOP II. 3  

Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 

Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika über die Vertiefung der Zu-

sammenarbeit bei der Verhinderung und Bekämpfung schwerwiegender Krimi-

nalität  

 

Berichterstattung:  Hamburg  

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, dass das 

Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 

der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika über die Vertiefung der 

Zusammenarbeit bei der Verhinderung und Bekämpfung schwerwiegender 

Kriminalität dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung nicht in allen 

Fällen Rechnung trägt. Sie verweisen auf die Entschließung des Bundesra-

tes vom 10. Juli 2009 – BR-Drs. 637/09 -.  

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesregierung, vor 

Beginn der Datenübermittlung konkretisierende Absprachen zur Handha-

bung des Abkommens mit den Vereinigten Staaten von Amerika zu treffen 

und über den Fortgang zu berichten.  

 

 

 

Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justizminister 
am 5. November 2009 in Berlin 


